Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 798 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle besdilleßen: 

Entwurf eines Gesetzes 

über Weihnachtsbeihilfen für Bedürftige 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Personenkreise 

(1) Empfänger von öffentlicher Fürsorge 
und Empfänger von Arbeitslosenfürsorgeun- 
terstützung erhalten nach Maßgabe der §§ 2 
bis 6 jährlich eine Weihnachtsbeihilfe. 

(2) Eine gleiche Weihnaditsbeihilfe erhal- 
ten, soweit sie den Personenkreisen des Ab- 
satzes 1 wirtschaftlich gleichstehen, die Emp- 
fänger 

1. von versicherungsmäßiger Arbeitslosenun- 
terstützung, 

2. von Helmkehrerunterstützung, 

3. von Renten aus der Sozialversicherung, 

4. von Renten aus der Kriegsopferversorgung, 

5. von Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen oder 

6. von Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz. 

Wieweit wirtsdiaftliche Gleichstellung vor- 
liegt, bestimmt die Bundesregierung. 

§ 2 

Voraussetzungen 

(1) Weihnachtsbeihilfe erhält nur, wer 

1. mindestens für die Zeit vom 15. bis 20. De- 
zember eine oder mehrere der in § 1 ge- 


nannten Sozialleistungen bezieht und au- 
ßerdem 

2. diese Sozialleistungen bereits während einer 

Mindestdauer bezieht. 

Die Bundesregierung setzt für die einzelnen 
Personenkreise die Mindestdauer fest. 

(2) Die Bundesregierung kann vorschreiben, 
daß gewisse Unterbrechungen im Bezüge un- 
berücksichtigt bleiben. 

(3) Die Weihnachtsbeihilfe wird für die im 
Bezüge stehenden Empfänger der Soziallei- 
stungen ohne Antrag gewährt. 

§ 3 

Höhe der Weihnachtsbeihilfe 

(1) Die Weihnachtsbeihilfe beträgt für den 
Empfänger der Sozialleistung 25 Deutsche 
Mark und für die Angehörigen je 10 Deutsche 
Mark. Die Bundesregierung bestimmt, wer als 
Angehöriger gilt. 

(2) Bei langfristigen Empfängern von Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung erhöht sich 
die Weihnachtsbeihilfe für den Hauptunter- 
stützungsempfänger auf 40 Deutsche Mark, 
wenn der Bezug bereits über 52 Wochen an- 
dauert und nicht durch eine zusammenhän- 
gende Beschäftigung von 13 oder mehr Wo- 
chen unterbrochen worden ist. 

(3) Wer mehrere Sozialleistungen bezieht, 
erhält die Weihnachtsbeihilfe nur einmal. 

(4) Die Bundesregierung kann die Häufung 
von Weihnachtsbeihilfen in einer Famllien- 
gemeinsdiaft einschränken oder aussdiließen. 
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§ 4 

Härten 

Die Bundesregierung kann Härteregelun- 
gen vorsehen. 

§ 3 

Tragung der Kosten 

Die Aufwendungen für die Weihnachtsbei- 
hilfe fallen den Trägern zur Last, welche die 
Sozialleistungen gewähren. 

§ 6 

Auszahlung 

Die Weihnachtsbeihilfe zahlen diejenigen 
Stellen aus, welche die Sozialleistungen aus- 
zahlen. Die Träger können Abweichendes 
vereinbaren. 

§ 7 

Ausführungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung erläßt ihre Anord- 
nungen als Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates. 

(2) Soweit Mittel der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 


rung in Anspruch genommen werden sollen, 
ist zuvor der Verwaltungsrat der Bundesan- 
stalt zu hören. 

§ 8 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechts Verordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 9. September 1954 

Frau Finselberger 
Haasler und Fraktion 
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